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I. Vorgeschichte

1. Art. 3 Abs. 4 der Verfassung von 1949 verhieß jedem Bürger das Recht, Eingaben 1 
an die Volksvertretung zu richten.

2. Nach Art. 138 Abs. 1 a.a.O. sollte dem Schutz der Bürger gegen rechtswidrige Maß- 2 
nahmen der Verwaltung die Kontrolle durch die Volksvertretungen und die Verwal­
tungsgerichtsbarkeit dienen.

Die Verwaltungsgerichte, die es vor dem Erlaß der Verfassung von 1949 in den Ländern 
Thüringen, Brandenburg und Mecklenburg gegeben hatte, wurden mit der Abschaffung 
der Länder (s. Rz. 3 zu Art. 81) beseitigt. Hans-Ulrich Hochbaum bemerkte in der Samm­
lung »Staats- und verwaltungsrechtliche Gesetze der DDR«, S. 75: »Die Verwaltungsge­
richte sind als Landesorgane nach dem Gesetz über die weitere Demokratisierung des Auf­
baus und der Arbeitsweise der staatlichen Organe in den Ländern der DDR vom 
23.7.1952 (GBl. S. 613) weggefallen.«
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